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1. Einfu¨hrung
Wer die Effizienz liberaler Demokratien steigern will, muss sich mit deren
Schwachstellen befassen. Drei solcher Schwachstellen werden in den klassi-
schen und in den neueren Arbeiten zur politischen O¨konomie identifiziert
und bilden den Ausgangspunkt unserer U¨berlegungen.1
Erstens ist in vielen Fa¨llen der Zusammenhang zwischen der Leistung ei-
nes Politikers und seinen Wiederwahlchancen gering, was tiefere Ursachen
hat:
• Rationale Evaluation der Wa¨hler
Auch wenn die Anstrengung eines Amtsinhabers nur durchschnittlich ausfa¨llt,
ist nicht gesichert, dass ein neuer Kandidat mehr leistet. Deshalb kann es ra-
tional sein, den Amtsinhaber wiederzuwa¨hlen.
• Rationale Uninformiertheit der Wa¨hler
In großen Gesellschaften hat ein einzelner Wa¨hler einen verschwindend klei-
nen Einfluss auf Wahl- oder Abstimmungsergebnisse. Dadurch sind die Anrei-
ze, Informationen u¨ber die Leistung und Qualita¨t eines Politikers zu suchen,
oder die Leistungen eines Politikers an seinen Wahlversprechen zu messen,
gering.
Zweitens beinhalten viele politische Projekte o¨konomische oder ideologi-
sche Interessenkonflikte zwischen verschiedenen Gruppen der Gesellschaft.
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In solchen Politikbereichen haben wohlorganisierte Interessengruppen einen
u¨berproportionalen und selektiven Einfluss, und ko¨nnen sozial erwu¨nschte
Politikvorhaben verhindern oder gar unerwu¨nschte Vorhaben initiieren. Poli-
tische Vorhaben lassen sich deshalb oft nicht umsetzen, obwohl sie eine kleine
Verlierer- und eine große Gewinnergruppe erzeugen wu¨rden.
Drittens ist bei vielen Politikvorhaben die Zeitspanne zwischen ihrer
Einfu¨hrung und dem Erreichen der erwu¨nschten Ergebnisse la¨nger als eine
Wahlperiode. Der Anreiz, solche Projekte durchzufu¨hren, ist fu¨r viele Politiker
geringer als gesellschaftlich erwu¨nscht, da diese Projekte ihre Wiederwahlchan-
cen nicht erho¨hen, und allenfalls sogar verringern. Intrinsische Motivation,
Karrieredenken oder das Urteil der Nachwelt ko¨nnen Politiker zwar trotz des
geringen Stimmenertrags dazu bringen, langfristige Projekte zu implementie-
ren, aber nicht oft genug. Die Ansa¨tze zur Reform der Arbeitsma¨rkte in Europa
oder die Pla¨ne zur Reduzierung der Treibhausgase zeugen von dieser Proble-
matik.
In diesem Papier wird ein neues Konzept vorgestellt, das die Politikergeb-
nisse in liberalen Demokratien grundlegend verbessern und die beschriebenen
Politikversagen abmildern ko¨nnte, ohne die demokratischen Grundwerte in
Frage zu stellen: Es sollte Politikern ermo¨glicht werden, politische Vertra¨ge ein-
zugehen, in denen ein Teil oder die Gesamtheit ihrer Wahlversprechen schrift-
lich niedergelegt und beglaubigt wu¨rde. Der Erfu¨llungsgrad dieser Versprechen
wu¨rde zu gegebener Zeit u¨berpru¨ft und u¨ber die Entlohnung des Politikers oder
dessen Recht, sich zur Wiederwahl zu stellen, entscheiden.
Politische Vertra¨ge unterscheiden sich grundlegend von privaten Ver-
tra¨gen.2 Erstens sind politische Vertra¨ge nicht eine gegenseitige Willensa¨uße-
rung zweier Parteien, sondern die einseitige Absichtserkla¨rung eines Politikers
daru¨ber, was er im Amt fu¨r die O¨ffentlichkeit zu leisten verspricht. Zweitens
sind politische Vertra¨ge den Regeln einer liberalen Demokratie unterworfen.
Politische Vertra¨ge du¨rfen zum Beispiel freie und anonyme Wahlen, gleiches
Wahlrecht fu¨r alle und Gewaltenteilung genauso wenig einschra¨nken, wie sie
die Unabha¨ngigkeit des Gerichtswesens oder die Freiheit der Presse antasten
du¨rfen. Insbesondere darf ein politischer Vertrag nie daru¨ber entscheiden, ob
ein Politiker ein Amt bekommt oder behalten darf: Diese Entscheidung ist den
Bu¨rgern vorbehalten.
Die modelltheoretischen Beschreibungen fu¨r die hier vorgestellten politi-
schen Vertra¨ge finden sich in Gersbach (2005), in den Arbeitspapieren Gers-
bach und Liessem (2005) und Gersbach und Mu¨ller (2006). In diesem Pa-
pier sollen unsere beiden Kernvorschla¨ge na¨her ausgefu¨hrt und deren Um-
setzungsmo¨glichkeiten diskutiert werden.
2. Die Theorie fu¨r private Vertra¨ge findet sich z.B. bei Bolton und Dewatripont (2005) und
Schweizer (1999). Eine neuere Arbeit, welche die Details des privaten Vertragsprozesses be-
sonders gut erfasst, findet sich in Watson (2007).
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2. Anreize fu¨r Weitsicht
Der erste Kernvorschlag ist, materielle oder immaterielle Anreize fu¨r die
Durchfu¨hrung von langfristigen Projekten zu setzen, und damit weitsichtige
Politik zu belohnen. In modernen Gesellschaften dauert es von der Einleitung
einer Maßnahme bis zu deren Ergebnis oft sehr lange, typischerweise la¨nger
als eine Amtsperiode. Steuer- und Arbeitsmarktreformen, die Reduktion von
CO2-Emissionen oder die Finanzierung der Entwicklung neuer Technologien
sind wohlbekannte Beispiele.
Politiker mo¨chten jedoch sichtbare Erfolge ihrer Anstrengungen in der lau-
fenden Amtsperiode erzielen, um wiedergewa¨hlt zu werden. Es fehlt ihnen
deshalb oft der Anreiz, Politikvorhaben in Angriff zu nehmen, die erst nach
Ablauf einer Wahlperiode Erfolge zeitigen.
Um dieses Problem zu beheben, schlagen wir vor, den Politikern zu ermo¨gli-
chen, langfristige politische Vertra¨ge einzugehen. Diese Vertra¨ge sollen so
ausgestaltet sein, dass der Nutzen des Politikers nach der laufenden Amts-
periode abha¨ngig von den Ergebnissen ihrer heutigen Politikentscheidungen
ist.
Dazu ko¨nnten sowohl materielle als auch immaterielle Belohnungen ge-
schaffen werden. Nach unseren Vorstellungen wu¨rden diese Belohnungen
dann gewa¨hrt, wenn die Erfu¨llung u¨berpru¨ft werden kann und die Zielvor-
gaben des Vertrags erfu¨llt wurden – entweder in der folgenden Amtszeit oder
nach Beendigung der politischen Laufbahn. Sieht der Vertrag etwa vor, die
Arbeitslosigkeit oder das Budgetdefizit innerhalb von sechs Jahren zu senken,
ko¨nnte fu¨r den Politiker die Ho¨he seines Gehalts oder seiner Pension davon
abha¨ngen, in welchem Maß er dieses Ziel tatsa¨chlich erreicht hat.
Immaterielle Belohnungen sind ebenfalls denkbar. Zum Beispiel ko¨nnte die
Amtszeit derjenigen Politiker, die ihre Wahlversprechen eingelo¨st haben, au-
tomatisch um ein Jahr verla¨ngert werden. Politiker, die aus dem Amt scheiden,
ko¨nnten in ein Gremium von Elder Statesmen aufgenommen oder speziell vom
Parlament ausgezeichnet werden.
Mit solchen Anreizen erho¨ht sich die Wahrscheinlichkeit, dass Langzeitpro-
jekte durchgefu¨hrt werden, deren Vorteile nicht sofort ersichtlich sind. Umge-
kehrt wu¨rde ein solches Modell auch das Vertrauen in Wahlversprechen u¨ber
Langzeitprojekte erho¨hen: Wissen die Wa¨hler von diesen Anreizen, glauben
sie eher an die Bereitschaft der Politiker, sich in Langzeitprojekte einzubrin-
gen. Zugleich wu¨rden die in Aussicht gestellten Belohnungen dazu beitragen,
dass langfristige Planung nicht von Alltagsgescha¨ften verdra¨ngt wird.
3. Wiederwahlschwellen
Unser zweiter Kernvorschlag sind sogenannte Wiederwahlschwellen. Sie sol-
len die Wiederwahl eines Politikers direkt mit seiner politischen Leistung
verbinden, nach folgendem Prinzip: Kandidierende Politiker ko¨nnen ihre
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Wahlversprechen fu¨r die na¨chste Amtsperiode beglaubigen lassen, indem sie
Messgro¨ßen, die sie innerhalb einer Amtszeit zu erreichen versprechen, in ei-
nem politischen Vertrag festlegen. Die Arbeitslosenquote oder Obergrenzen
fu¨r den Steuersatz bei unvera¨nderter Bemessungsgrundlage wu¨rden sich bei-
spielsweise gut dafu¨r eignen. Die festgelegten Messgro¨ßen werden fu¨r die Po-
litiker zur Wiederwahlschwelle, von deren Erreichen die Wa¨hlbarkeit fu¨r die
na¨chste Amtsperiode abha¨ngt. Die Versprechen werden am Ende der Amts-
zeit daraufhin gepru¨ft, ob sie gehalten wurden und Politiker, die ihre Verspre-
chen nicht gehalten haben, verwirken ihr Recht, bei den na¨chsten Wahlen
anzutreten, wa¨hrend sie sich sonst wieder als Kandidaten aufstellen lassen
du¨rfen.
Die Funktionsweise von Schwellenvertra¨gen soll an zwei wohlbekannten
Beispielen erla¨utert werden. George Bush Senior zum Beispiel hat zu Beginn
seiner Wahlkampagne verku¨ndet: ,,Read my lips: no new taxes“. Da er nach
seiner Wahl zum Pra¨sidenten der Vereinigten Staaten sein Wort nicht hielt
und bald neue Steuern erhob, ha¨tte ein Schwellenvertrag seine Kandidatur
zur Wiederwahl verhindert. Ein neueres Beispiel kommt aus Deutschland. In
den 1990er Jahren versprachen Helmut Kohl und Gerhard Schro¨der wa¨hrend
ihrer Wahlkampagne fu¨r das Kanzleramt, die Zahl der Arbeitslosen auf eine
bestimmte Gro¨ße zu senken. Doch keiner von beiden hielt sein Versprechen.
Nach unserem Vorschlag wa¨re vor den na¨chsten Wahlen evaluiert worden, in-
wieweit diese Versprechen gehalten wurden. Im Wissen darum, dass ihr Recht
auf eine Wiederwahl-Kandidatur auf dem Spiel stand, ha¨tten beide Politiker
entweder die Versprechung gar nicht gemacht, oder umfangreichere Refor-
men in Angriff genommen, um die Arbeitslosigkeit zu reduzieren, damit sie
sich zur Wiederwahl stellen du¨rfen.
Die Vorteile von Schwellenvertra¨gen sind naheliegend: Durch die Beglaubi-
gung wu¨rden die Politiker ermutigt – wenn nicht verpflichtet – die Umsetzung
ihrer Wahlversprechen ernsthafter anzugehen. Dementsprechend wu¨rde
manche Frage rigoroser in Angriff genommen und ein so dra¨ngendes
Problem wie die Arbeitslosigkeit in Europa, zum Beispiel, ha¨tte bessere
Chancen, nachhaltig gelo¨st zu werden.
4. Einfu¨hrung von politischen Vertra¨gen
Es gibt zwei Mo¨glichkeiten, politische Vertra¨ge einzufu¨hren:
Fall 1: Wahlkampf mit Vertra¨gen
Am einfachsten ist es, wa¨hrend des Wahlkampfes das Anbieten politischer
Vertra¨ge zu erlauben, und es den Politikern zu u¨berlassen, ob und welche Art
von Vertrag sie anbieten wollen. Da ihre Macht nur beschra¨nkt ist, werden
die Politiker ihre Vertragsangebote vorsichtig formulieren. Zudem werden sie
in vielen Fa¨llen ihre Partei hinzuziehen, um eine kollektive Verantwortung
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zu begru¨nden, den Vertrag auch einzulo¨sen. Man kann zeigen, dass politische
Vertra¨ge tatsa¨chlich im Wahlkampf angeboten werden, sobald sie erlaubt sind.
Der Wettbewerb der Politiker um die A¨mter stellt zudem sicher, dass keine
exzessiven Belohnungen ausgesprochen werden.
Fall 2: Festlegung durch die Legislative
Es ist auch vorstellbar, dass das Parlament gewissen Mitgliedern der Exekutive
politische Vertra¨ge auferlegt. Dies wa¨re vor allem bei denjenigen Mitgliedern
der Exekutive von Vorteil, die nicht vom Volk gewa¨hlt, sondern von der Regie-
rung ernannt werden. Somit wu¨rden zum Beispiel Ministervertra¨ge vom Par-
lament festgelegt. Es ko¨nnte auch generell nu¨tzlich sein, wenn das Parlament
alle Arten von politischen Vertra¨gen entwirft, die materielle Belohnungen vor-
sehen. So ko¨nnte der Eindruck vermieden werden, die Politiker wu¨rden sich
aus der Staatskasse bedienen.
5. Beglaubigung
Wie bei privatrechtlichen Vertra¨gen muss der Ablauf bei politischen Vertra¨gen
sorgfa¨ltig definiert werden. Wir schlagen fu¨r Wiederwahlschwellen-Vertra¨ge
sowie fu¨r weitere Kurz- und Langzeit-Vertra¨ge folgendes Vorgehen fu¨r die Be-
glaubigung vor:
Ein im o¨ffentlichen Rechtsrahmen verankertes Beglaubigungs- und Kon-
trollorgan u¨berpru¨ft die folgenden Bedingungen:
• Beschreibt der vorgeschlagene Vertrag ein durchfu¨hrbares politisches Pro-
jekt und dessen Resultate?
• Ist der Vertrag so formuliert und der zeitliche Rahmen des Projekts so
definiert, dass auf die Frage, ob der Vertrag erfu¨llt wurde, eine klare Ant-
wort gegeben werden kann, d.h. kann die Erfu¨llung des Vertrags an den
Resultaten des politischen Projekts gemessen werden?
• Respektiert der vorgeschlagene Vertrag die Grundsa¨tze der liberalen De-
mokratie?
Nur wenn alle drei Fragen bejaht werden ko¨nnen, darf die Beglaubigungs-
Instanz den Vertrag zertifizieren. Zum Zeitpunkt der U¨berpru¨fung muss also
,,harte“, nicht manipulierbare Information vorliegen, die eine Analyse des Ver-
trags mo¨glich macht. Wurde ein Vertrag beglaubigt, wird er publiziert und gilt
als verbindlich.
Das Beglaubigungs- und Kontrollorgan ko¨nnte auch die Erfu¨llung der Ver-
tra¨ge u¨berpru¨fen und sie umsetzen. Damit kommt diesem Organ eine große
Bedeutung zu. Es wird die ,,checks and balances“ in einer Demokratie deut-
lich vera¨ndern und zu einer neuen Gewalt im Staat werden. Das Organ ko¨nnte
eine neue Abteilung des Verfassungsgerichts sein und in gleicher Art bestellt
werden. Eine andere Mo¨glichkeit ist die Einrichtung eines Gremiums, das der
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Institution einer unabha¨ngigen Zentralbank nachgebildet ist. Die optimale
Organisation der Gewaltenteilung in einer liberalen Demokratie mit politi-
schen Vertra¨gen bleibt Gegenstand weiterer Forschung.
6. Diskussion
In diesem Kapitel werden die erwarteten Auswirkungen auf politische Kom-
munikationsprozesse und die mo¨glichen Nachteile unserer Anreizinstrumente
diskutiert. Zudem stellen wir die Frage nach vergleichbaren Modellen.
6.1 A¨nderung der Kommunikationsprozesse
Idealerweise wa¨re jeder Wettbewerb um ein politisches Amt fu¨r die Exekutive
oder Legislative3 mit der Mo¨glichkeit verbunden, beglaubigte Wahlverspre-
chen abzugeben. Neben den anderen Vorteilen wu¨rde damit auch die Kom-
munikation zwischen Politikern und Wa¨hlern vereinfacht und verbessert. Die
angefu¨hrten Schwachstellen der Demokratie fu¨hren unter anderem dazu, dass
Politiker vor der Wahl zuviel versprechen. Ein Politiker, der seine Versprechen
als politische Vertra¨ge beglaubigen ließe, wu¨rde an Glaubwu¨rdigkeit gewinnen,
besonders im Vergleich zu denjenigen Konkurrenten, die dies nicht ta¨ten. Be-
glaubigte – und somit glaubwu¨rdigere – Wahlversprechen wa¨ren leicht von un-
glaubwu¨rdigen zu unterscheiden, was nicht nur das Verha¨ltnis der Wa¨hler zu
den Politikern grundlegend vera¨ndern, sondern auch den Glauben der Wa¨hler
an ihre Institutionen festigen wu¨rde.
6.2 Mo¨gliche Nachteile
Unser Konzept birgt die Gefahr, dass ein gewa¨hlter Politiker sich zu sehr darauf
konzentriert, ein beglaubigtes Wahlversprechen einzulo¨sen und dabei andere
Aufgabengebiete vernachla¨ssigt, die sich auf Grund fehlender Messdaten nicht
dazu eignen, in politische Vertra¨ge aufgenommen zu werden. Damit ko¨nn-
ten Verzerrungen, wie wir sie aus Multitask-Problemen kennen, versta¨rkt wer-
den. Einseitiger Kra¨fte- und Mitteleinsatz ko¨nnte spa¨testens jedoch bei den
na¨chsten Wahlen mit Abwahl quittiert werden. Hat ein Politiker zum Bei-
spiel vor seiner Wahl versprochen, die Arbeitslosigkeit zu reduzieren, kann er
sein Versprechen zwar durch umfangreiche Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen
einlo¨sen, wird aber einen starken Anstieg des Staatsdefizits in Kauf nehmen
mu¨ssen und die Senkung der Arbeitslosigkeit wa¨re nur von kurzer Dauer. Er-
laubt ihm nun das eingelo¨ste Wahlversprechen, sich zur Wiederwahl zu stellen,
3. Fu¨r die Legislative eignen sich moneta¨re politische Vertra¨ge am ehesten fu¨r Parteien, da ein
einzelner Parlamentarier nur einen geringen Einfluss auf die Politik hat.
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ko¨nnen diese Nachteile durch die Offenlegung im Wahlkampf dazu fu¨hren,
dass er nicht mehr wiedergewa¨hlt wird.
Man ko¨nnte zudem gegen unser Modell einwenden, dass zufa¨llige Ereignisse
einen Politiker daran hindern ko¨nnten, sein Wahlversprechen einzuhalten.
Aber dieses Argument u¨berzeugt auch nicht. Einerseits kann der Politiker seine
Anstrengungen den Ereignissen anpassen, und so die Wahrscheinlichkeit, dass
er sein Ziel erreicht und sich zur Wiederwahl stellen darf, so hoch wie mo¨glich
halten. Auch wird wohl jeder Politiker, im Wissen um die Mo¨glichkeit solcher
Ereignisse, seine Vertra¨ge vorsichtig formulieren.
Außerdem kann mit einer Notfallklausel sichergestellt werden, dass ein be-
glaubigtes Wahlversprechen hinfa¨llig wird, wenn z.B. eine qualifizierte Mehr-
heit des Parlaments fu¨r dessen Aufhebung stimmt. Ebenso sollte der Vertrag
die Mo¨glichkeit einer Nachverhandlung beru¨cksichtigen, falls zwei Parteien
mit unterschiedlichen Vertra¨gen zum gleichen Projekt eine Koalition einge-
hen wollen.
Natu¨rlich ko¨nnte man noch andere Einwa¨nde vorbringen, aber die bishe-
rigen U¨berlegungen in unseren Forschungsarbeiten legen den Schluss nahe,
dass die zu erwartenden Vorteile die Nachteile im Vergleich zu heutigen De-
mokratien u¨bersteigen. Somit ko¨nnten die vorgeschlagenen Belohnungen fu¨r
weitsichtige Politik, zusammen mit den Schwellenvertra¨gen, zu einem neu-
en, vielversprechenden Instrument werden, das jeder liberalen Demokratie zu
mehr Effizienz verhelfen wu¨rde.
6.3 Beispiele
Wir haben keine Beispiele in der Realita¨t gefunden, welche unsere Vorschla¨ge
genau abbilden wu¨rden. Es gibt jedoch historische Parallelen: im antiken Athen
und im mittelalterlichen Venedig wurden den Amtsinhabern durch Auflagen
oder Haftung mit dem Privatvermo¨gen u¨ber den eigentlichen Wahlmechanis-
mus hinaus Anreize gesetzt, ihren Auftrag zu erfu¨llen.4
Heutzutage gibt es Versuche, die kurzfristigen Leistungen der Politiker u¨ber
den Wahlmechanismus hinaus zu kontrollieren. Zum Beispiel hat man in der
kanadischen Provinz Manitoba das Gehalt der Amtsinhaber davon abha¨ngig
gemacht, wie erfolgreich die Budget-Vorgaben eingehalten wurden.5 In Yukon
wurde festgelegt, dass die ,,Legislative Assembly“ im Fall einer Budget-U¨ber-
schreitung aufgelo¨st wird, weil sie ihre Kontrollpflicht nicht wahrgenommen
hat.6
4. Solche Beispiele werden ausfu¨hrlich in Gersbach und Liessem (2007) diskutiert.
5. Balanced Budget, Debt Repayment and Taxpayer Accountability Act, C.C.S.M. c. B5, Manitoba
(1995).
6. Taxpayer Protection Act, R.S.Y. 2002, C.214.
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Unsere Vorschla¨ge sind neue politische Instrumente, deren Umsetzung sich
jede liberale Demokratie leisten kann und leisten sollte. Wollte man unsere
Vorschla¨ge auf allen Ebenen des politischen Lebens einfu¨hren, bra¨chten sie
A¨nderungen der konstitutiven und legislativen Normen mit sich. Das Grund-
prinzip der Freiheit des Abgeordneten, zum Beispiel, mu¨sste durch die Mo¨glich-
keit von beglaubigten Wahlversprechen erweitert werden.
Die Herausforderung zuku¨nftiger Forschung wird darin liegen, den Vor-
schlag so umzusetzen, dass er Politiker mit wenig administrativem Aufwand
mo¨glichst einfach dazu bringt, erwu¨nschte Politikvorhaben mit kurz- oder
langfristigen Auswirkungen in politischen Vertra¨gen zu versprechen und sie
mit aller Kraft durchzufu¨hren. Damit wu¨rden politisches Handeln und die
Kommunikation in der Demokratie von Grund auf vera¨ndert.
Die hier vorgeschlagene Reform der liberalen Demokratie geht von der U¨ber-
zeugung aus, dass deren Potential noch lange nicht ausgescho¨pft ist: Anreize
fu¨r Weitsicht und Wiederwahlschwellen ko¨nnten einen Teil dieses Potentials
erschließen.
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